
ZUR 
«10-MILLIONEN-
SCHWEIZ»-
INITIATIVE: 
EINE POST
MIGRANTISCHE 
EINORDNUNG
INSTITUT NEUE 
SCHWEIZ

 DIE SCHWEIZ IST LÄNGST EINE  
 MIGRATIONSGESELLSCHAFT 

Mehr als 40 Prozent der Schweizer Bevöl-
kerung haben eine Migrationsgeschichte; 
fast jede dritte Ehe in der Schweiz ist  
binational. Migration ist kein Ausnahmezu-
stand, sondern fester Bestandteil der 
Schweizer Realität. Die Initiative konstru-
iert Migration hingegen primär als Problem 
und Bedrohung. Damit steht sie im Wider-
spruch zu einer Schweiz, die längst durch 
Vielfalt, Mobilität und postmigrantische 
Lebensrealitäten geprägt ist.

 RÜCKKEHR ZUM  
 SAISONNIER-SYSTEM 

Personen ohne Schweizer Pass sollen 
dauerhaft von Sicherheit, Familienleben 
und Einbürgerung ausgeschlossen wer-
den. Für Personen mit vorläufiger Aufnah-
me sind keine Statusverbesserungen 
mehr vorgesehen – keine Niederlassung, 
keine Einbürgerung, kein Bürger:innen-
recht. Auch für alle anderen Menschen 
ohne Schweizer Pass werden die Hürden 
für einen stabilen Aufenthalt und gleiche 
Rechte deutlich erschwert. Damit knüpft 
die Initiative faktisch an die Logik des  
alten Saisonnier-Status: arbeiten ja – dazu-
gehören nein. Menschen werden primär 
als wirtschaftlich nützlich betrachtet, ohne 
ihnen politische Mitsprache und gesicherte 
Rechte in gleichem Mass zuzugestehen.

 ANGRIFF AUF MENSCHENRECHTE 
 UND RECHTSSTAAT 

Die Initiative stellt das Recht auf Familien-
nachzug sowohl für Schweizer:innen  
als auch für hier ansässige Personen ohne 
Schweizer Pass infrage. Sie will anerkannten 
Geflüchteten elementare Rechte verwehren. 
Sie stellt damit internationale Menschen-
rechtsabkommen infrage und nimmt eine 
Kündigung der Genfer Flüchtlingskonvention, 
der EMRK und der UNO-Menschenrechts-
übereinkommen bewusst in Kauf. 



Die Initiative verschiebt damit grundlegende 
rechtsstaatliche Prinzipien im Umgang  
mit Schutzsuchenden und Migration. Zu-
gleich stellt sie das Selbstverständnis  
der Schweiz als humanitärer Rechtsstaat 
zunehmend infrage.

 DEMOKRATIE BEDEUTET TEILHABE 
 – NICHT AUSGRENZUNG 

Wer hier lebt, arbeitet und Teil der Gesell-
schaft ist, prägt diese Gesellschaft mit und 
sollte an ihr teilhaben können. Demokratie 
lebt von gleichen Rechten und politischer 
Teilhabe – nicht von Ausgrenzung und  
der politischen Problematisierung von Mig-
ration. Die Initiative verschärft jedoch ein 
Zwei-Klassen-System zwischen Menschen 
mit «voller» Zugehörigkeit und jenen, deren 
Anwesenheit ständig infrage gestellt wird. 
Damit trägt sie dazu bei, rassistische  
Ausschlussmechanismen gesellschaftlich 
weiter zu legitimieren.

 DIE INITIATIVE GEFÄHRDET DIE  
 BILATERALEN BEZIEHUNGEN ZUR EU 

Die Initiative fordert unter bestimmten  
Voraussetzungen die Kündigung des Frei-
zügigkeitsabkommens mit der EU. Auf-
grund der Guillotine-Klausel könnte damit 
das gesamte Paket der Bilateralen weg
fallen mit gravierenden Folgen für Wirt-
schaft, Forschung, Arbeitsplätze und inter-
nationale Zusammenarbeit. Bei einem 
Wegfall der Personenfreizügigkeit wäre es 
auch für Schweizer:innen deutlich schwie
riger, in Europa zu leben, zu arbeiten oder 
zu studieren – wie sich aktuell auch am 
Beispiel Grossbritanniens zeigt.

Die Initiative setzt auf nationale Begren-
zung und Abschottung als politische  
Antwort auf gesellschaftliche Herausfor-
derungen. Gleichzeitig könnte sie die  
internationale Vernetzung der Schweiz 
schwächen und wirtschaftliche sowie  
soziale Probleme weiter verschärfen, an-
statt zu ihrer Lösung beizutragen.

 DIE INITIATIVE MACHT  
 MIGRANT:INNEN ZU SÜNDENBÖCKEN  

Wohnungsnot, steigende Mieten oder 
überlastete Infrastruktur sind nicht Folge 
von Migration, sondern Resultat politi-
scher Fehlentscheide: zu wenig gemein-
nütziger Wohnungsbau, Privatisierung, 
Steuerflucht und soziale Ungleichheit. Die 
Initiative verschiebt den Fokus jedoch  
auf Migration und macht Migrant:innen 
pauschal für gesellschaftliche Probleme 
verantwortlich. Dadurch geraten struktu-
relle Ursachen sozialer Ungleichheit aus 
dem Blick und gesellschaftliche Span
nungen werden weiter verschärft.

 FAZIT: WAS AUF DEM SPIEL STEHT 

Die Initiative betrifft nicht nur Fragen der 
Migration, sondern grundlegende Vor
stellungen davon, wer zur Schweiz gehört 
und unter welchen Bedingungen Teil- 
habe möglich ist. Sie verschärft die Un-
gleichheit zwischen Menschen mit und 
ohne Schweizer Pass und stellt eine  
offene und pluralistische Gesellschaft zu-
nehmend infrage.

Die Initiative steht zugleich für eine  
politische Entwicklung, die sich auch inter-
national beobachten lässt: Gesell
schaftliche Krisen und soziale Konflikte 
werden zunehmend nationalistisch und  
migrationspolitisch beantwortet. Dadurch 
geraten demokratische Teilhabe, soziale 
Rechte und gesellschaftlicher Zusammen-
halt unter Druck.

Dabei betrifft die Initiative keine vage  
Zukunft. Bereits in wenigen Jahren wird die 
Schweiz rund 9.5 Millionen Einwohner:in-
nen zählen, wodurch zentrale Bestimmun-
gen der Initiative rasch politische Wirkung 
entfalten könnten.
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